ſetzen, neue Steuern, Ausgaben und Anleihen bewilligen zu müffen, 


Porto 2 Thlr., II ½ Sgr. E 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 468 Mittag⸗Ausgabe. 


Viertelfähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr. außerhalb incl. 
Inſerttlonsgebühr für den Raum einer 
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Berlag von Eduard Trewendt. 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimaf erſcheint. 


Dinstag, den 7. October 1862. 


Telegraphiſche Nachrichten. 
Turin, 5. Oct. Die „Discuſſione“ dementirt das Gerücht über die 
bevorſtehende Auflöfung der Kammer, mit dem Bemerken, das Miniſterium 
beabſichtige vielmehr, das Parlament im November einzuberufen. 
Belgrad, 5. Oct. Morgen wird die Verleſung des großherrlichen Fer⸗ 
mans ſtattfinden. Sir Henry Bulwper iſt heut auf dem Kriegsdampfer „Al: 
blecht“ nach Peſth abgereiſt. 


Belgrad, 6. Oct. Die Abtragung der Barrikaden hat bei aufgeregter 


Bolksſtimmung begonnen. In der vergangenen Nacht hat der erſte aus 
600 Mann türkiſcher Truppen beſtehende Transport die Feſtung verlaſſen 
und iſt nach Widdin abgegangen. 2 

Koburg, 6. Oct. Die General⸗Verſammlung des National⸗Vereins er⸗ 
klärte ſich einſtimmig für die Ausführung der Reichsverfaſſung von 1849, 
als ein vom Volke gefordertes Recht. 5 

London, 6. Ock. Aus Schanghai melden Nachrichten bis zum 19ten 
September: Die Inſurgenten verhindern den Transport von Seide. Ward 
nahm drei Städte. Zwiſchen Belgien und China iſt ein Handelsvertrag 
unterzeichnet. Japan iſt ruhig; es drohte eine Emeute gegen die die Frem⸗ 
den begünſtigende Partei, es wurden deshalb vie Wachen der engliſchen und 
franzöſiſchen Geſandtſchaft vermehrt; die Regierung thut alles Mögliche, der 
Emeute vorzubeugen. 
r ˙¹wmͥ I dd INES" ZEN 


Landtags = Verhandlungen. 
60. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (6. Ofteber). 
Präſtdent Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch: v. Bismarck⸗Schönhauſen, v. Roon, Graf Itzenplitz, Graf zur Lippe, 
v. Jagow. p ; 
Bald nach Beginn der Sitzung erſcheint auch Hr. v. Bodelſchwingh. Die 
Tribünen ſind ſehr ſtark gefüllt, die Diplomatenloge ebenfalls zahlreich be⸗ 
ſucht, tn der Hofloge iſt der Miniſter v. Schleinitz erſchienen. a 
Berſchiedene Urlaubsgeſuche werden nachdem der Präſident conſtituirt 
hat, daß bisher nur 38 Abgeordnete beurlaubt ſeien, bewilligt; eine geößere 
Zahl Abgeordneter haben ihrem Urlaub für die heutige Sitzung entſagt. 
Zur Tagesordnung ſteht der durch den Referenten (Abg. v. Forckenbech 
mündlich zu erſtattende Bericht über den Antrag der Budgetcommiſſion be⸗ 
treffend die Erklärung der Staatsregierung vom 29. Sept. — Amendements 
ſind hierzu eingegangen von dem Abg. v. Binde (Stargardt) (unterſtützt 


> feine Partei), dem Abg. Oſterrath und von den beiden Reihen: 


perger. 


Referent Abg. v. Forckenbeck: Er verweiſe in Betreff des Thatſäch⸗ 
a jeineö Heferals. auf die in den Händen der Mitglieder befindlichen 
8 Wuftacke die Erklärung des Hrn. Miniſterpräſtdenten in der Sitzung vom 

„ v. M. und die Protokolle der Budgetcommiſſion vom 29. und 30. v. M. 
In Betreff der rechtlichen Seite der Sache habe die Commiſſion zuvöderſt 
die Frage erörtert, ob die Jurückziehung des bereits in Berathung genom- 
menen Etats pro 1863 überhaupt zuläſſig ſei. Allerdings ſei der Etat ein 
Geſetz und der Etatsentwurf ein Geſetzentwurf. Er unterſcheide ſich indeß 


von einem gewöhnlichen Geſetz einmal dadurch, daß er jedes Jahr in die 


Kammer kommen ſolle, und zweitens dadurch, daß die Initiative dazu aus⸗ 
ſchließlich in der Hand der Staatsregierung ruhe. Aber nur weil in der 
Zeit vom 29. Sept. 1862 bis zum 1. Jan. 1863 noch genügende Zeit liege 
zur Wiedereinbringung und Feſtſtellung des Etats pro 1863, habe die Com⸗ 
miſſion die Zurückziehung für gerechtfertigt und zuläſſig gehalten. Hätte 
nun die Staatsregierung ihren Entwurf ohne jede Erklärung zurückgezogen, 
jo hätte die Sache mit Feſtſtellung dieſer Anſicht der Commiſſion ihr Ende, 
und dieſelbe keine Veranlaſſung zu einem weiteren Beſchluſſe gehabt. Aber 
die mit der Zurückziehung des Etats ſelbſt verbundene Erklärung, und goch 
mehr die von dem Hrn. Miniſterpräſidenten in der Commiſſion abgegebene 
Erklarung, von der man allerdings bisher nicht wiſſe, ob ſie nur die Privat⸗ 
anſicht des Hrn. Miniſterpräſidenten, oder einem vorangegangenen Beſchluſſe 
der Staatsregierung babe Ausdruck verleihen ſollen, babe die Commijfion 
veranlaſſen müſſen, dem Haufe eine Reſolution vorzuschlagen. 

Die Commiſſion ſchlage die Annahme folgender Sätze vor: 

1) die königl. Staatsregierung wird aufgefordert, den Etat pro 1863 dem 
Hauſe der Abgeordneten zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme ſo 
ſchleunig vorzulegen, daß die Feſtſtellung deſſelben noch vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1863 erfolgen kann; a . g : 

2) es iſt verfaſſungswidrig, wenn die königl. Staatsregierung eine Aus: 
gabe verfügt, welche durch einen Beſchluß des Hauſes der Abgeordneten 
definitiv und ausdrücklich abgelehnt iſt. l 

.„ Er befinde ſich, wenn er dieſe Sätze begründen wolle, in einer eigenthüm⸗ 

lichen Verlegenheit; wenn er das, was in der Verfaſſung klar geſchrieben ſei, 
was ſeit Jahren Jedermann als klar und zweifellos betrachtet habe, hier 
noch als ſolches beweiſen ſolle. Aber jene Erklärung des Herrn Miniſter⸗ 


Präſidenten nöthige ihn dazu. Art. 99 der Verfaſſung, meine derſelbe, ver⸗ 


lange nur eine jährliche Veranſchlagung der Ausgaben. Nein, der 
Art. 99 ſage: 1) Alle Ausgaben des Staats find im Voraus zu veran⸗ 
ſchlagen; 2) alle Ausgaben des Staats müſſen alljährlich veranſchlagt wer: 
den, und zwar im Voraus veranſchlagt werden; 3) — denn Alinea 2 fei 
dem Sinn und Zuſammenhang nach nicht zu trennen von Alinea 1 — alle 
Ausgaben des Staats müſſen alljährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt wer⸗ 
den. — Und dieſes Geſetz trage die Feſtſetzung der Zeit, für welche es be⸗ 
ſtimmt ſei, in ſich, es erlöſche alſo nach der Natur der Geſetze mit Ablauf 
des Zeitraums, für welchen es beſtimmt ſei. Es erſtrecke ſeine Wirkſamkeit 
aljo nur auf ein Jahr. Und dieſes Geſetz ſei der einzige Rechtstitel der 
Staatsregierung für Ausgaben gegenüber dem Staat, gegenüber der Lan⸗ 
desvertretung. Nur auf Grund dieſes Geſetzes oder einer nachträglich aus 
Art. 104 der Verfaſſung ertheilten Genehmigung könne die Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer die ftattgejundenen Ausgaben prüfen; denn für die Entlastung ſeien 
eben nur dieſe beiden Momente vorhanden: die vorherige Bewilligung aus 
Att. 99 oder die nachträgliche aus Art. 104 der Verfaſſung. Und jenes 
Geſetz ſei die Garantie aller Verfaſſungen, der Grundpfeiler aller Rechte der 
ammer, der einzige Schutz, das einzige Palladium der Freiheit und der 
Verſaſſung des Landes. (Bravo). — Wenn das aufgegeben, wenn dadurch 
der Landesvertretung die Mittel, auf eine ſparſame Haushaltung hinzuwir⸗ 
ken, entzogen würden, dann könnte man dieſelbe ohne Weiteres in die Lage 
g Was 
bätte der Landtag ſonſt für Rechte, wenn ihm das Correctiv der Verwal: 
tung nicht zuftünde? Was wäre jonft unbeſtrittenes Recht, wenn nicht das? 
Art. 99 ſei alio unzweifelhaft, — und wenn der Herr Miniſter⸗Präſident 
dem gegenüber von der „detlagenswerthen“ Freiheit (ohne Budget zu 
regieren) geſprochen habe, jo ſei das in Wirklichkeit nichts anderes, als de 
Abſolutismus, den wir ſeit 12 Jahren in Preußen beſeitigt geglaubt haben. 
ravo). ah 

Brauche er dieſen klaren Wortlaut noch durch Beiſpiele aller drei Facto⸗ 
ren der Geſetzgebung aus unferer Verfaſſungsgeſchichte zu ergänzen, die alle 
anerkennen, daß die zwölfjährige Praxis der Vorlegung des Etats nach Be: 
ginn des Etatsjahres eine mißbräuchliche ſei? Er verweiſe auf die Rede 
des Abg. Striethorſt vom 25. Februar 1851 in dieſem Haufe, er erinnere 
daran, wie in den Jahren 1851 bis 1858 von dem Herrn v. Plötz und Gen. 
fortwährend auf den Art. 90 Sturm gelaufen worden, wie dieſelben eine 
ſechsjährige Legislaturperiode mit zweijähriger Berufung der Kammern bean: 
tragt, einen ordentlichen und einen außerordentlichen Etat gewollt, wie auch 
ſie damit die dem Art. 99 beigelegte Bedeutung anerkannt, auch fie die vor · 
berige Feſtſtelung des Etats durch Geſetz für nothwendig erachtet hätten. 


Als dieſelbe Parkei im Jahre 1855 verlangt habe, an Stelle der Worte „die 


Ausgaben müſſen im Voraus uſchlagt werden“, habe ſetzen wollen: 
„können im Voraus ezenſclagt werden s und ſtatt „der Etat wird all⸗ 
Jährlich feitgeitellt“, der Ctat „kann alljährlich feſtgeſtellt werden“, jei dieſer 
Antrag in der zweiten Kammer mit großer Maſorität verworfen worden. 
Alle dieje Beſtrebungen ſeien vereitelt worden durch die entſchiedene Haltung 
der Herren, die jetzt auf dieſer Seite des Hauſes (— auf die Bänke der 
Fraction v. Vincke deutend —) ſitzen, und er freue ſich, dies hier nochmals 
anerkennen zu können. (Zuftimmung.) Daß aber nach 1858 alle Parteien 
und alle Factoren der Geſetzgebung darüber einig geweſen, daß die erwähnte 
Praxis eine mißbräuchliche geweſen, beweiſe der Antrag Reichenſperger vom 
F. 1860, der 3 des Finanzminiſters v. Patow vom J. 1861, die 
Erklärung des Miniſters v. d. Heydt bei Vorlegung des Etats pro 1863, 


* 
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deſſen gleichartige Erklärung im Herrenhauſe, und der Comm.⸗Bericht des 
Herrenhauſes ſelbſt über dieſe Vorlegung. — Die in der Reſolution ausge⸗ 
ſprochenen Grundſätze fänden übrigens auch ihre Beſtätigung in dem be⸗ 
kannten Staatsrechte des Herrn v. Rönne, des jetzigen Abg. für Glogau, 
welches auf S. 243 dieſelben Prinzipien vertheidige. Weiter, als in der Re⸗ 
ſolution geſchehen, habe man nicht gehen können, weil man eben nicht ge⸗ 
wußt habe, was in der Erklärung des Miniſterpräſidenten offiziell, was daran 
vertraulich ſei. Die praktiſche Conſequenz derſelben habe man in der Reſo⸗ 
lution ausgedrückt. Den erſten Satz derſelben betreffend, glaube die Comm., 
daß die Reg. verpflichtet ſei, den Etat rechtzeinig vorzulegen; dazu müſſe 
man ſie auffordern. Mehr als dieſe Aufforderung ſei vorläufig nicht zu thun. 
Cura posterior ſei es, zu beſchließen, was geſcheben folle, wenn die Reg. dieſer 
Aufforderung nicht nachkomme oder der Etat nicht vereinbart werden 
könne. Garantien verlange die Commiſſion von der Regierung nicht. 
Das Haus habe in dieſer Kriſis einfach die Rechte des Landes zu wahren und 
feſtzuhalten; nicht Staatsmann ſein, ſei unter dieſen Umſtänden die 
beſte Staatsmannſchaft. (Bravo.) Die Commiſſion hoffe mit Recht, daß, 
wenn die Regierung der zu ſtellenden Aufforderung nachkomme, eine Verein⸗ 
barung des Etats noch vor dem 1. Januar 1863 ſehr wohl möglich ſei. 
Es ſei das nach Lage der Sache eine wahre Kleinigkeit. Den zweiten Satz 
der Reſolution anlangend, ſagten die Einen, er gehe zu weit, die Andern, er 
gehe nicht weit genug. 

Es geht das Gerücht, das andere Haus beabſichtige den Etat zu verwer⸗ 
fen. Das müſſe aufgefaßt werden, als das, was es ſei, als eine Verweige⸗ 
rung von 133 Millionen Steuern. Hätte die Commiſſion nach einem ſol⸗ 
chen Beſchluſſe ihre Reſolution zu faſſen gebabt, dann hätte ſie allerdings 
dahin geben müſſen, daß die Regierung nicht beſugt ſei, auch nur einen 
Pfennig weiter zu erheben. (Bravo.) So lange jener Beſchluß aber nicht 
vorliege, ſei das Haus zu einer ſolchen Reſolution nicht befugt. Es ſei 
nicht Aufgabe dieſes Hauſes, den Conflict herauf zu beſchwören. Sei der 
Conflict von anderer Seite veranlaßt, dann ſei es Pflicht des Hauſes, den⸗ 
ſelben aufzunehmen, und die Folgen getroſt über ſich und das Land ergehen 

aſſen. 8 
. 95 Verſöhnungsweg, der in der Verfaſſung liege — und das ſei denen 
zu entgegnen, welchen die Reſolution nicht verſöhnlich genug erſcheine — ſei 
von der Regierung bei Seite gelaſſen. Dieſelbe habe den Abgeordneten die 
Verachtung ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte ins Geſicht geſchleudert. So 
bitte er denn, die Reſolution, indem man ſich ausnahmslos auf den Boden 
der Verfaſſung ſtelle, einſtimmig anzunehmen. Der Geiſt und das Leben 
der Verfaſſung ſeien jo ſtark und kräftig, daß ſie dieſer Stärkung nicht be⸗ 
dürften, aber ein Zeugniß ſei abzulegen für dieſe Verfaſſung, einer Regie⸗ 
rung gegenüber, welche, er wolle nicht ſagen, dieſelbe verletzt habe, — aber 
welche doch vorbereitende Schritte thue, wodurch ſie dieſelbe anzutaſten drohe. 
Und das wolle er zum Schluß doch noch hinzufügen: Nur die Regierung, 
welche die Verfaſſung aufrecht erhalte mit voller Kraft und mit ganzem 
Herzen, werde auf das „Eiſen und Blut“ der Nation zählen können für 
jeden Fußbreit deutſcher Erde. (Bravo.) £ 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Er müſſe den Antrag der Budget: 
Commiſſion als einen Fehler bezeichnen und glaube, daß dieſem Fehler ein 
noch größerer folgen werde. Er glaube aber auch, daß die Staatsregierung 
nicht wohl thue, einem Beſchluß der Landesvertretung entgegenzutreten, der 
ſo von der Meinung des ganzen Landes getragen werde. Der Redner geht 
dann noch einmal ausführlich auf die Erläuterung der Stellung ein, welche 
er und ſeine Partei zu der Entwickelung der Frage eingenommen habe. 
Die Folge der Zurüdiiehung des Budgets für 1863 ſei nur naturgemäß 
eine Steigerung des Mißtrauens geweſen, mit welchem das Land den 
Schritten des Miniſteriums entgegenſehe. Das Haus aber müſſe, wenn es 
das Ministerium „auffordere“, das Budget von 1863 vor dem 1. Januar 
des nächſten Jahres vorzulegen, ein unzweifelhaftes Recht dazu haben. So 
ſcheine ihm aber die Sache nicht zu liegen. Die Verfaſſung gebe der Re⸗ 
gierung das Recht, die Einberufung des Landtages zwiſchen dem 1. Novem⸗ 
ber und 15. Januar erfolgen zu laſſen. Damit ſei vorweg die Befugniß 
conſtatirt, das Budget auch erſt im Lauſe des nächſten Jahres, für das es 
gelte, der Landesvertretung vorzulegen. 

Wenn die Volksvertretung mit Eiferſucht über den eigenen Rechten wache, 
ſo würde es ihr auch wohl anſtehen, der Regierung ihre Rechte nicht ſtreitig 
machen zu wollen. Was den zweiten Theil des Commiſſionsantrages beträfe, 
ſo ſei es zu bedauern, daß die Commiſſion nach der Gſchäftsordnung das 
Recht der Initiative habe, dieſelbe ſolle eigentlich nur prüfen, nach allen 
Richtungen beleuchten, aber keine Anträge ſtellen können. Man wolle der 
Regierung das Recht aller Ausgaben entziehen; man erkläre, daß die Ver⸗ 
ausgabung nicht bewilligter Rechte verfaſſungswidrig ſei. Aber man ſolle 
in ſolchen Fragen etwas leiſer auftreten und nicht bei allen Gelegenheiten 
von Verfaſſungs verletzungen ſprechen. Der Redner erinnert an General Bo⸗ 
naparte und den Rath der Alten, und meint, daß jener General den Staats⸗ 
ſtreich nicht hätte ausführen können, wenn ſich der Rath der Alten nicht auch 
hälte Verfaſſungswidrigkeiten zu Schulden kommen laſſen. (Murren). Es ſei 
nun ein Unterſchied, einen ordentlichen Etat zu bewilligen und dann etwa 
noch zu einmaliger Verwendung eine beſtimmte Summe, oder für das nädjte 

ahr der Regierung auch nicht einen Groſchen zur Verfügung zu ſtellen. 
Nis Pflicht Aller ſei es, dem Staate feine Existenz zu ſichern, und dieſe 
Exiſtenz beſtehe nicht nur in der Fortdauer der Einnahmen ſondern auch in 
der Fortdauer der Ausgaben. Die abjolut nothwendigen Ausgaben müßten 
der Regierung zur Verfügung ſtehen. Wenn es ſich aber nicht um abſolut 
nothwendige, ſondern nur um nützliche Ausgaben handle, jo habe die Volls⸗ 
vertretung die Verwendung derſelben zu prüfen und zu beſchließen. Das ſei 
ein Recht nicht nur eines, ſodern eines jeden von beiden Häuſern des Land⸗ 
tages. Dieſes Recht müſſe man feſthalten und dürfe ſich dabei durch nichts 
einſchüchtern laſſen. Er babe nichts dagegen, wenn die Regierung nur das 
abſolut Nothwendige für das nächſte Jahr fordern dürfe, aber er meine, daß 
auch die Volksvertretung nicht die Bewilligung dieſes abſolut Notbwendigen 
verweigern könne. Im Uebrigen ſei die Bewilligung des Extraordinariums, 
das über das abjolut Nolhwendige hinausgehe, von der Volksvertretung 
nur erreicht worden in der beſtimmten Vorausſetzung, daß ihr einſeitiger 
Widerſpruch genüge, um dleſe nicht abſolut nothwendigen Ausgaben zur Ab: 

ng zu bringen, l s x 
m die Regierung vermeine, dieſe Ausgaben ſtilſchweigend fortdauern 
zu laſſen, ſo habe fie dafür auch nicht den geringſten Rechtstitel. Sie möge 
bedenken, daß die Waffe, die fie jetzt zu haben glaube, nothwendig ſich gegen 
fie kehren müſſe, auch wenn eine längere Zeit darüber verginge. — Der 
Redner geht nun zur Beleuchtung und Empfehlung ſeines Amendements 
über und entwickelt vornehmlich die Gründe, welche für die mindeſtens fac⸗ 
ſprächen. Die Aeußerungen, welche der Mi⸗ 
niſterpräſtdent in der Commiſſion gethan habe, ſchienen ihm nach der fran⸗ 
zöſiſchen Politik unter den Napoleons binzuneigen, und wenn man nun be: 
denke, daß man Das, was der Miniſterpräſident von den preußiſchen Gren⸗ 
zen, von Eiſen und Blut und von der Lage der deutſchen Frage geſprochen. 
noch als zurückhaltend bezeichnet worden ſei, dann dürfte man ſich doch großen 
Bedenken nicht enthalten können. (Heiterkeit) Das Beiſpiel Frankreichs 
könne in der That nicht zu Nachahmungen anlocken. Der Miniſterpräſident 
babe das preußiſche Volk für ein conſtitutionelles Recht zu gebildet gefunden. 
Da brauche er ſich nur an den Kultusminiſter zu wenden Geiterkeit), der 
könnte dann wohl aushelfen, uns jo gebildet zu machen, daß wir keine Ver⸗ 
fafjung mehr nölhig hätten, Oder meine der Herr Miniſterpräſident, der 
Abſolutismus ſei eine reifere Regietungsform, als das Repräjentativfuitem ? 
Aber der Abſolutismus ſei eine directe Abwendung von dem Geiſte der 
deutſchen Nation, er ſei eine Anomalie im deutſchen Recht; er fei vielleicht 
geboten geweſen im achtzehnten Jahrhundert, um aus den Trümmern der 
zerfallenen alten Verhältniſſe neue lebensfähige Zuſtände zu ſchaffen, indeß 
im neunzehnten Jahrhundert koͤnne man ſich den Abſolutismus nur fo den: 
ten, daß auf der einen Seite die Buregukratie, auf der anderen der beſchränkte 
Unterthanenverſtand ſtehe. Daraus lönne nimmer Gutes werden. Das Mi⸗ 
nifterium möge nachgeben, jo weit dies mit ſeinem eigenen Recht irgend 
verträglich ſei. Es ſolle dieſe Nachgiebigkeit nicht als eine Niederlage an: 
ſehen. Durch das Recht, dem man ſich unterwirft, könne man nie befiegt 
werden, eben ſo wenig, als Friedrich der Große durch die Anerkennung des 
Rechtes des Müllers von Sansſouci beſiegt worden ſei. Aus dem Kampfe 
aber, der jetzt zwiſchen Regierung und Volksvertretun ſchwebe, werde der 
als der wirkliche Sieger hervorgehen, welcher am gewiſſenhafteſten das Recht 


des Anderen achte, und in dieſer Ueberzeugung bitte er, da die Commiſ⸗ 
ſions⸗Anträge viel zu weit gingen, um Ablehnung derſelben und um An⸗ 
nahme ſeines Amendements. 

Abg. Waldeck: Der Vorredner hat das deutſche conftitutionelle Syſtem 
in einem Sinne aufgefaßt, in dem wir es nicht kennen. Die Militärfrage 
hat uns in eine Erörterung conſtitutioneller Grundſätze geführt, und in der 
That, die Geſchichte unſeres Verfaſſungslebens iſt reich an den fonderbarſten 
Ereigniſſen. An der Wiege der Verfaſſung ftand die Oetroyirung, dann 
folgte die mit der Verfaſſung im vollen Widerspruch ſtehende Wiedereinfüh⸗ 
rung der feudaliſtiſchen Gemeinde- Kreis⸗ und Provinzial⸗Vertretung, endlich 
die Aufügung des heterogenen Herrenhauſes in ſeiner gegenwärtigen Zu⸗ 
ſammenſetzung an das Verfaſſungsgebäude. Ich wiederhole von ganzem 
Herzen den Dank des Herrn Vorredners, daß die Herren auf dieſer Seite 
des Hauſes (zur rechten Seite) der vollen Beſeitigung der Verfaſſung, die 
freilich jetzt noch viel rückſichtsloſer erſtrebt wird als früher, einen wirkſamen 
Widerſtand entgegenſetzten. Handelt es ſich aber jetzt um den Ausbau der 
Verfaſſung, wie er vor vier Jahren verheißen wurde? Darauf wird wohl 
3 verzichten unter dem gegenwärtigen Miniſterium, nachdem daſſelbe 

rundſätze proclamirt hat, welche der Vorredner am Schluß ſeiner Rede ſo 
energiſch gemißbilligt hat. Auch haben wir auf jede Initiative zur Verbeſ⸗ 
ſerung unſerer Verhältniſſe verzichtet; der Erfolg würde in nebelhafter Ferne 
liegen. Es handelt ſich jetzt nur um die Vertheidigung eines vollkommen 
rechtlichen Beſchluſſes, der Autorität dieſes Hauſes, die ſich auf die vollſte 
Zuſtimmung des Landes ſtützt, gegenüber der Erklärung des Vorſitzenden 
des Staatsminiſteriums, daſſelbe werde dem verfaſſungsmäßigen Beſchluſſe 
des Abgeordnetenhauſes gegenüber von ſeinem Nothrechte Gebrauch 
machen. Was wäre ein ſolches? Das iſt nicht die verfaſſungsmäßige Auf⸗ 
löſung der Kammer zur Appellation an das Volk, 1 das iſt das ver⸗ 
meintliche Recht der Auflöſung der Verfaſſung. (Ruf: Hört!) Das iſt offene 
Gewalt und es iſt ein Wagniß, dabei das Wort „Recht“ zu gebrauchen. 
Sollen wir etwa aus Unmuth und Ekel eine weitere Theilnahme an dem 
öffentlichen Leben aufgeben, in welchem eine ſolche Aeußerung der Spitze der 
Regierung möglich iſt? oder ſollen wir appelliren unſrerſeits an die rohe Gewalt des 
Volks? das eine wäre ſo unmännlich, als das andere unſinnig! Wir weiſen 
dergleichen Andichtungen aus dem Schmutze der andern Partei zurück! wir 
behaupten unſer verfaſſungsmäßiges Recht, das iſt allein der Sinn unſeres 
Karat. Sr Aeußerung ſchließt ſchon einen Verfaſſungs bruch in 
ich. (Bravo. 
Es iſt unglaublich, daß nach ſo langem konſtitutionellen Leben das Bud⸗ 
getbewilligungsrecht als Angelpunkt des geſammten konſtitutionellen Lebens 
noch bezweifelt werden kann. Eine Verfaſſung ohne dies Recht verdient den 
Namen einer ſolchen nicht. In allen Staatslehren und Verfaſſungsurkun⸗ 
den iſt dieſes Recht anerkannt, in unſerer noch ganz ſpeciell dahin präciſirt, 
daß das Budget nicht auf mehrere Jahre, aber auch nicht auf blos einige 
Monate bewilligt werden kann. (Der Redner entwickelt die Geſchichte der 
bezüglichen Verfaſſungsartikel, namentlich das Scheitern der Verſuche, das 
Bewilligungsrecht des Abgeordneten⸗Hauſes zu ſchwächen.) Auch der abſo⸗ 
Inte Staat wird im Stande der Civilifation eines Budgets nicht entbehren 
könen; aber da ſtellt es die abſolute Gewalt ſelbſt feſt, jetzt muß die Feſtſtel⸗ 
lung geſchehen unter Zutimmung der andern Faktoren der Geſetzgebung. 
Das iſt der Unterſchied; er liegt nicht im Buget als ſolchem (Bravo). Der 
bloße An ſchlag aber, auf den der Vorſitzende des Ministeriums gekommen 
iſt, ift eben nicht das erforderliche Budget, welches allein die Grundlage der 
Staatsrechnungslegung ſein kann. Eine Regierung, die ohne Buget regie⸗ 
ren wollte, würde gleich einem Verſchwender unter Curatel geſtellt werden 
müſſen, fie ſpielte „va-banque“, wobei fie der Deckung ihres Wurfes nicht. 
ſicher wäre. (Beifall) Es kann ſich hierbei nicht handeln um die Mit⸗ 
glieder der Staatsregierung, ſondern um den Credit des Landes, der da⸗ 
durch gefährdet wird. Und wie iſt eine ſolche Interpretation unſerer Ver⸗ 
faſſung möglich bei einer Partei, die ſich par excellence die ariſtokratiſche 
nennt? Die wahre Ariſtokratie hat ſonſt das Palladium des Budgetbe⸗ 
willigungsrechts am ſtärkſten vertheidigt. Aber ſolche Auslegungen werden 
gemacht, um die Vermehrung des ſtehenden Heeres durchzuſetzen. Das iſt 
eine Art und Weiſe des Verfahrens, die jeder unabhängigen Ariftofratie zu 
allen Zeiten fremd geweſen iſt. Die Frage, wie dann nun ein Budget zu 
Stande kommen ſoll, wenn zwei gleich berechtigte Kammern die Bewilli⸗ 
gung auszuſprechen haben, beantworte ſich jeder einfach dahin, daß nur die 
von einer der Kammern bewilligte geringere Summe als bewilligt gelte. 

Wenn nun aber die erſte Kammer das Budget nur im Ganzen ver⸗ 
werfen könne, wie ſchon 1761 ausdrücklich für das engliſche Haus der 
Lords feſtgeſetzt ſei, ſo könnte ſie doch in unſerm Falle dies Recht gebrau⸗ 
chen und das ganze Budget verwerfen, um die von der Regierung gewünſchte 
Augmentation zu unterſtützen. Dieſes Recht des Oberhauſes kann doch 
nur im äußerſten Falle zu dem Zweck geltend gemacht werden, um ein Mi⸗ 
niſterium zum Rücktritt zu bewegen. Pitt erklärte 1767, daß das Einwilli⸗ 

ungsrecht der erſten Kammer ein rein formelles fei, weil die einzelnen Feſt⸗ 
en in der Hand des Unterhauſes wären. Sollte der Ausweg bei uns 
gewählt werden, daß das Herrenhaus über die Augmentation ſich ein Votum 
erlauben wollte, ſo wäre ein ſolches Votum äqual Null, weil jene Augmen⸗ 
tation vom Abgeordnetenhaus definitiv verworfen und mithin gar nicht in 
Abſtimmung des andern Hauſes gekommen iſt. — Die Blätter der liberalen 
außerdeutſchen Länder zucken die Achſeln über die Mögligkeit von Verfas⸗ 
ſungsſtreitigkeiten, wie die unſerigen. Mag auch ſonſt das Herrenhaus der 
Henimſchuh für den Ausbau der Verfaſſung fein, fo kann doch dies nicht in 
ſeiner Macht ſtehen, dem Lande Ausgaben aufzulegen, die es finanziell ruini⸗ 
ren und politiſch ungerechtfertigt ſind. Die Regierung hat den Etat zurück⸗ 
gezogen. Die Commiſſion beftreitet nicht, daß fie im Allgemeinen das Recht 
dazu hat, vorausgeſetzt nur, daß es möglich iſt, noch rechtzeitig einen andern 
Etat vorzulegen. Zu letzterem exiſtirt für die Regierung eine unumgäng⸗ 
liche Pflicht. (Bravo). Von einer Unmöglichkeit kann bier nicht die 
Rede ſein; warum ſollen nicht die Mannſchaſten der nicht bewilligten neuen 
Regimenter entlaſſen, die Kommandeure derſelben für die wiederzubelebenden, 
jetzt nur noch auf dem Papiere ſtehenden Landwehr⸗Abtheilungen verwendet 
werden können? Verſtändigung wollen wir alle; Niemand von uns hat 
Freude daran, in ſolchem Conflicte weiter zu leben. Aber die Regierung 
hat fie abgelehnt; alle Stadien der Reorganiſation, die ſogenannten Lebens⸗ 
bedingungen derſelben, find im entſchiedenſten Widerſpruche mit der Volts⸗ 
vertretung beſchritten wurden. Die im Schooße der Budget⸗Commiſſton vor⸗ 
gebrachten Vorſchläge ſind durchaus unberückſichtigt geblieben, und von der 
gegenwärtigen Regierung iſt dies gewiß noch weniger zu erwarten. Darum, 
meine Herren, glaube ich, wir halten feſt an der eingenommenen ſtreng vers 
faſſungsmäßigen Poſition. Wir können doch aber nicht, nachdem wir Aus⸗ 
gaben abgeſetzt haben, irgend eine Autoriſation für dieſelben in Ausſicht 
jtellen. Es handelt ſich darum, daß die Regierung die ausdrücklich verwei⸗ 
gerten Ausgaben für die Organiſation deſſenungeachtet fortſetzen will. Es 
kann ſich die Budgetberathung in ein neues Jahr hineinzieben; es wird 
eine Prorogatlon für die laufenden Ausgaben eintreten können. Wir haben 
teine Veranlaſſung, der Verwaltung die laufenden Ausgaben zu verſagen. 
Der Redner erklärt ſich dann gegen die Amendements. Das v. Vincke ſche 
widerſpricht dem Anſehen der de aßten Beſchlüſſe des Hauſes. Er ſchließt: 

In der Haltung des preußiſchen Volkes und ſeiner Vertreter liegt der 
feſteſie Anker der Hoffnung für uns und Deutſchland. Die Angriffe, welche 
zu unſerm Bedauern gegen die preußische Spitze gerichtet werden, können 
von uns jetzt nicht widerlegt werden. Aber die Regierung täuſcht ſich, wenn 
ſie glaubt, fie könne handeln, wie es vor 12 Jahren möglich war. Damals 
exiſtirte noch keine Verfaſſung jetzt handelt es ſich von einem von aller Welt 
klar aufgefaßten conſtitutionellen Rechte, daß die Heereseinrichtungen geſetz⸗ 
lich feſtgeſtellt werden müſſen, daß das Abgeordnetenhaus das Budget ber 
willigt. Will man dieſem Rechte eine abſolute Mißachtung entgegenſetzen, 
die faits accomplis fortſetzen? Wir haben den Krieg nicht erklärt, und wie 
kann von einem Waffenſtillſtand die Rede fein, wenn jene Praxis fortgeſetzt 
wird. Sind die Theile eines geſunden Organismus als . Kräfte 
anzuſehen? Wenn nach jahrelanger Ueberlegung mit Uebereinſtimmung des 
Landes die Volksvertretung eine gewünſchte Zuſtimmung verſagt, iſt das 
ein Akt des Krieges gegen die Regierung? Im Intereſſe der Verſaſſung, 
des Anſehens Preußens in Deutſchland und in Europa bitte ich, halten Sie 
ſeſt an unſern Beſchlüſſen und an der Sanction, die wir ihnen jetzt zu 
ertheilen haben! (Lebhaftes Bravo.) ; 

Abg. v. Binde (Stargardt): Sein Standpunkt unterſcheide ſich von dem 


der Majorität des Hauſes dadurch, daß er die Reorganiſation der Armee 
im Großen und Ganzen als nothwendig anerkenne, und daß er nur einen 
untergeordneten Punkt, die Einführung der zweijährigen Dienſtzeit, fordere. 
Er und ſeine Freunde hätten noch bis zur letzten Stunde gegen die Staats⸗ 
regierung und nach allen Richtungen hin Verſöhnung gepredigt, um den 
Beſchluß des Hauſes nicht gefaßt zu ſehen; fie hätten gerathen, entgegenzu⸗ 
kommen, wie die Majorität des Landes es fordere, nämlich in der Zurüd- 
führung der dreijährigen auf die zweijährige Dienſtzeit. Der Mann, der 
damals an der Spitze des Miniſteriums ſtand, und noch einige andere Mi⸗ 
niſter ſeien gegenwärtig aus dem Staatsminiſterium ausgeſchieden. Er fühle 
das perſönliche Bedürfniß, dem wichtigſten Manne jenes Ministeriums, deſ⸗ 
en politiſcher Gegner er lange Jahre hindurch geweſen ſei, — er fühle das 

edürfniß, es anzuerkennen, daß der Mann durch dieſen verfaſſungsmäßigen 
Schritt manches von dem vergeſſen machen werde, was er gethan, und daß 
derſelbe ſich als ein verfaſſungsmäßiger conſtitutioneller Minister bewährt 
habe. An die Stelle des Herrn v. d. Heydt ſei nunmehr Herr v. Bismarck 
getreten. Die erſte Amtshandlung, welche derſelbe vorgenommen habe, ſei 
die Zurückziehung des Budgets geweſen. Wenn man die Erklärung der 
Staatsregierung vom 29. unbefangen leſe, müſſe man anerkennen, daß die⸗ 
ſelbe ein entſchiedenes Entgegenkommen erwarten laſſe. Die Zurückziehung 
des Etats hätte nur mit Beifall begrüßt werden können, und deshalb habe 
es ihn überraſcht, als aus der Mitte der Majorität heraus ein Antrag kam, 
welcher dieſe Handlung einer Berathung der Budget⸗Commiſſion unterwer⸗ 
fen wollte. In der Commiſſion habe ſich die verſöhnliche Abſicht des Staats: 
miniſteriums von Neuem beſtätigt, denn Herr v. Bismarck habe geſagt, daß 
die Erklärung der Staatsregirrung den Wunſch nach einer Verſtändigung 
enthalte, und hierzu geſagt, daß die Regierung zur Vorbereitung weiterer 
Schritte eine längere Friſt brauche. Das mußte doch anerkannt werden, 
und dennoch wurde dieſer Erklärung der Antrag des Referenten entgegenge⸗ 
ſtellt. Verlange das Haus eine Umarbeitung des Etats, jo müſſe es der 
Regierung doch die dazu nothwendige Zeit gewähren. 

Er wiſſe nicht, wie viel Zeit die Regierung gebrauche, um den eigent- 
lichen Widerſtand zu beſeitigen, aber, wenn ſie auch blos den Etat umarbei⸗ 
ten wollte, ſo würde ſie dazu doch einer längern Zeit bedürfen. Deshalb 
müſſe der Regierung dieſe Zeit gewährt werden, oder man müſſe auf eine 
Verſtändigung verzichten. Er wolle ſich hier eine perſönliche Aeußerung 
erlauben und dieſelbe mit aller ihm möglichen Rückſicht machen. Er habe 
dem verehrten Vorſitzenden des Staatsminiſteriums; lange Zeit gegenüber: 
geſtanden; verſelbe ſei dann einem andern Berufe gefolgt, und er meine, 
daß gerade dieſer Beruf dahin geführt haben könne, daß er vieles gelernt 
und vieles vergeſſen habe. Wenn man ſich dem geſchloſſenen Kreiſe der 
Mark entzogen habe, wenn man, ſo wie er, ſich im Centrum der deutſchen 
Bewegung befunden, wenn man ſich von der Unmöglichkeit des Dualismus, 
von den Antipathien gegen Oeſterreich überzeugt habe, wenn man geſehen 
habe, daß ſowohl der patriarchaliſch⸗ſlaviſche, als der militäriſch⸗franzöſiſche 
Abſolutismus ſich für unſere Zeit nicht eigene, jo glaube er, daß man eine, 
von ſeinen früheren Anſichten und Freunden abweichende Politik in ſich 
aufgenommen haben müſſe, und daß man nur bei einer freiſinnigen Uebung 
der verfaſſungsmäßigen Inſtitutionen das Land hinter ſich haben könne. 
Er müſſe nun bekennen, daß er einigermaßen irre geworden ſei durch die 
Erklärung des Miniſter⸗Präſidenten, wenn er in derſelben diejenige Aus⸗ 
legung wiederfinde, welche er vor 10 Jahren von dem Herrn gehört habe; 
er müſſe bekennen, daß in Bezug auf die Theorie leider keine Aenderung 
eingetreten ſei. Er habe zunächſt geglaubt, daß dies nur die Erklärung 
eines Einzelnen geweſen ſei, aber aus den Protokollen habe er dann erſehen, 
daß die Erklärung von größerer Tragweite ſei, als er erſt angenommen, daß 
der Vorſitzende im Namen ſeines Collegen geſprochen habe. Dagegen müſſe 
eine Verwahrung und zwar eine bündige eintreten. 

Dem Antrage des Referenten ſtellen ſich jedoch erhebliche Bedenken ent⸗ 
gegen. Das Haus ſolle keine doctrinaire Erklärungen abgeben, ſondern 
praktiſch ausführbare Vorſchläge machen; die Theorien gehörten in die Er⸗ 
wägungen. Deshalb halte er auch den ganzen Antrag für verſchoben. Der 
zweite Punkt der Reſolution gehöre in die Erwägungen. Es frage ſich, ob 
die Regierung beim beſten Willen im Stande ſei, der Aufforderung zu ge⸗ 
nügen, und deshalb ſei er nicht in der Lage, für den Antrag zu ſtimmen. 
Das zweite Alinea des Tenors des Antrages aber errege noch mehr Anſtoß. 
Mit der darin aufgeſtellten Theorie über die Verfaſſungsverletzung ſei er 
vollſtändig einverſtanden; allein er müſſe auch dieſem Alinea entgegen treten, 

weil er es des Hauſes nicht würdig halte, eine ganz klare Beſtimmung der 
Verfaſſungs⸗Urkunde noch einmal anzuerkennen. Ein ſonnenklares Recht, 
wie der Referent hervorgehoben, könne doch nicht noch geſtärkt werden. (Wi⸗ 
derſpruch.) Der Antrag ſei aber auch zu eng; er (Redner) gehe weiter; er 
ſage, es ſei verfaſſungswidrig, wenn die Regierung eine Ausgabe mache, die 
vom Hauſe noch nicht genehmigt ſei. Die Commiſſion ſchlage ſich mit ihrem 
Antrage geradezu ins Geſicht, wenn ſie im erſten Satze von noch nicht ge 
nehmigten, im zweiten von ausdrücklich verweigerten Ausgaben mit gleichem 
Gewicht rede. Die Verſöhnung wünſche Jeder, weshalb wolle man denn 
dieſelbe erſchweren? Wenn der Herr Vorſitzende des Staatsminiſteriums 
ſich auch zu noch jo wegwerfenden Anſichten bekannt habe, jo könne er doch 
über Theorien nicht mit ihm rechten, und wenn er Herrn v. Bismarck einen 
Vorwurf machen ſolle, ſo ſei es der, daß derſelbe da, wo es ſich darum 
handelte, aus dem Dilemma berauszukommen, die Commiſſion mit theoreti⸗ 
ſchen Deductionen aufhielt. Mancher glaube ſich ſtark, da er am ſchwächſten 
ſei, und er ſuche die Stärke des Herrn v. Bismarck auf ganz anderem Felde, 
als auf dem ſtaatsrechtlicher Deductionen. (Heiterkeit. ) 8 

Er könne ſich denken, daß gerade dieſes Miniſterium im Stande ſei, den befann- 
ten Widerſtand gegen die Verſtändigung zu beſeitigen; er halte daſſelbe für den letz⸗ 
ten Verſuch; er gebe ſich der Hoffnung hin, daß, ſo verkehrt auch die theoretiſchen 
Anſichten des Herrn v. Bismarck fein mögen, es doch nur theoretiſche Anſichten 
bleiben werden. Er gebe die Hoffnung, daß die Praxis anders lauten werde, 
noch nicht auf, und deßhalb könne er ſich dem Commiſſionsantrage nicht an⸗ 
ſchließen. Dagegen könne das Haus der von ihm vorgeſchlagenen Reſolu⸗ 
tion beitreten, ohne den Anſichten der Majorität irgend etwas zu vergeben. 
In den Erwägungsgründen dieſer Reſolution ſei Alles geſagt, was die Com⸗ 
miſſion wolle; ſie finde darin ihre Anſichten zur Genüge wieder, und der 
Tenor der Reſolution gebe den zeitgemäßen Weg an. Eine Aufforderung 
der Regierung, einen außerordentlichen Credit zu bewilligen, ſei in dem An⸗ 
trage nicht enthalten; der Antrag ſage nur, daß ein anderer Weg übrig 
bleibe. Er habe niemals angeſtanden, jeden Satz der Verfaſſung zu vertre⸗ 
ten; er thue dies auch noch heute; er wolle aber innerhalb der Verfaſſung 
die Bedingungen erfüllen, welche Jeder erfüllen müſſe. Er wolle der Staats⸗ 
regierung die Hand zur Verſöhnung bieten; er wolle angeben, wie aus dem 
Dilemma herauszukommen ſei. Trete das Haus dieſer Reſolution bei, dann 


gebe es eine gewünſchte Einftimmigteit. Er lege dies der Majorität des Ich 


Hauſes nochmals an das Herz. Das ſchönſte Wort, was von Herrn von 
Bismarck geſprochen ſei: „Wir ſind alle Kinder eines Landes.“ Laſſen 
Sie uns auf dem Boden der Verſöhnung alle einig ſein. (Bravo rechts.) 

Abg. Dr. Lüning (Haus und Tribünen leeren ſich theilweis) geht zu⸗ 
nächſt auf das Auftreten des Miniſter⸗Präſidenten in der Commiſſion ein: 
Der Aufenthalt am franzöſiſchen Hofe ſei der conſtitutionellen Entwickelung 
deſſelben nicht günſtig geweſen; ſeine Erklärung habe den Phantaſien eines 
für den abſoluten Staat ſchwärmenden Privatmannes ähnlicher geſehen, als 
dem Programm eines conſtitutionellen Staatsminiſters. Er habe noch das ABC 
der conſtitutionellen Staalsweisheit zu lernen. Seine Theorie vom „Noth⸗ 
ſtande“ führe zu dem Satz: „überall Nothrecht und nirgends Verfaſſungs⸗ 
recht“. Wenn das wichtigſte Recht der Landesvertretung ſo leicht weginter⸗ 
pretirt werden könne, wozu ſei dann die Verfaſſung da? Möglicherweiſe 
hätten auch die Herren an dem Tiſche ihm gegenüber ſich dieſe Frage ſchon 
vorgelegt, und er koͤnne ſich die Antwort wohl denken. Die Streitfrage, um 
die es ſich handle, müſſe endlich entſchieden werden. Die Verſchleppung des 
Streites ſei zum Theil die Schuld der früheren Majorität dieſes Hauſes, der 
auch Herr v. Patow angehört habe, und ihres Mangels an Eutſchiedenheit. 
Daß man endlich an die Frage mit Energie herangetreten, ſei das Verdſenſt 
der neuen Majorität im Lande und in dieſem Hauſe. Daß der Abgeordnete 
für Stargardt ſich in die Wege der jetzigen Maſorität noch nicht recht finden 
könne, das ſei wohl eine Reminiſcenz an das Verhältniß des ehemaligen, 
berühmten Abgeordneten für Hagen. — Die Majorität, und namentlich Hr. 
v. Vincke, hätten betont, daß durch die zweijährige Dienſtzeit die Reorgani⸗ 
ſation acceptabel gemacht und der Conflict gelöſt ſein würde. Die Majorität 
habe keineswegs gegen die Reorganijation geſtimmt, um damit Conceſſionen 
zu erzwingen, auch nicht etwa die Reorganiſation des Herrenhauſes, — ſon⸗ 
dern weil ſie mit den Grundprincipien derſelben nicht einverſtanden ſein 
könne, mit dem Jurüdtreten der Landwehr und der Präponderanz des Ofſi⸗ 
ziercorps. Die feudalen Journgliſten und Pamphletiſten hätten etwas zu 
früh ausgeplaudert, daß der Militärſtaat unvereinbar ſei mit einer Verfaſ. 
jung, und das habe ſich das Volk gemerkt. — Die dreijährige Dienſtzeit bei 
allgemeiner Wehrpflicht ſei nicht durchführbar. Die Landwehr müſſe vor 
Allem erhalten bleiben. Der Herr Miniſterpräſident habe in der Commiſſion 
geäußert, das preußiſche Volk ſei zu gebildet, um eine Verfaſſung zu ertra⸗ 
gen; er meine, das preußiſche Volk ſei viel zu gebildet, um ein ſolches Mi: 
niſterium zu ertragen. Er bitte um einſtimmige Annahme des Commiſſions⸗ 
Antrages. (Mährend dieſer Rede haben ſich alle Miniſter bis auf Herrn 
v. Bodelſchwingh entfernt.) 
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Abg. Oſterrath: Es ſei das Eigenthümliche der gegenwärtigen Budget: 
frage, daß gleichzeitig zwei Etats zur Berathung und zur Wel de ar 
vorgelegt worden ſind. Der frühere Finanzminiſter habe ſich durch die or: 
legung des Etats pro 1863 ein großes Verdienſt erworben, das ſei allſeitig 
anerkannt worden. Indeſſen hätten ſich doch auch große Bedenken erhoben. 
— Der Redner ſetzt unter ſteigender Unruhe des Hauſes die Gründe dieſer 
Bedenken auseinander und geht überhaupt in eine ausführliche Darſtellung 
der Entwickelung der Budgetfrage ein. Er erinnert daran, daß, nachdem im 
Jahre 1850 beide Häuſer des Landtags die Verfaſſung berathen, durch könig⸗ 
liche Botſchaft die durchberathene Verfaſſung noch einmal zur Erwägung zu⸗ 
rückgegeben wurde. In derſelben Weiſe könne auch jetzt auf die ſchwebende 

rage gedrückt werden. Nach einer kritiſchen Beleuchtung des Amend. Vincke 
ſetzt der Redner dann die Vorzüge feines eigenen Amendements auseinander 
und wendet ſich ſchließlich gegen das der beiden Reichenſperger. Er bittet, 
den Erklärungen des Miniſteriums gegenüber einen möglichſt einmüthigen 
Beſchluß zu faſſen. (Der Redner war auf der Tribüne faſt durchweg un- 
verſtändlich.) 

Abg. Gneiſt: Wenn mehrere Reſolutionen über denſelben Gegenſtand 
dem Hauſe vorliegen, ſo kann leicht der Fall eintreten, daß dem Einen oder 
Andern die Motive der einen Reſolution faßlicher erſcheinen, als die der an⸗ 
dern, daß ihm dagegen der eigentliche Inbalt der andern geeigneter erſcheint. 
In dieſer Lage möchte auch der Antrag Ihrer Commiſſion ſich befinden, ge⸗ 
genüber dem einen oder andern der dazu geſtellten Amendements. Das 
Haus aber wird ſchlüſſig nicht über die Motive, ſondern über die Reſo⸗ 
lution. Daran halten Sie ſich, meine Herren! Ich erkläre mich für die 
der Commiſſion. 

Der erſte Theil dieſer Reſolution ift veranlaßt durch die eigenthümliche 
Lage unſerer Budgetberathung, welche veranlaßt iſt ſowohl durch die Be⸗ 
quemlichkeit der ſpäten Einberufung des Landtages, als durch die Gründlich⸗ 
keit unſerer Budgetberathung, — eine Gründlichkeit, die beiläufig für uns 
ſehr ehrenvoll ijt, und mit der ſich meines Wiſſens kein anderes Land ver⸗ 
gleichen kann. Dieſes Verſchieben der Budgetberathung iſt übrigens gar 
nichts ſo Abnormes; ſie kommt in vielen, in den meiſten Verfaſſungen vor; 
kommt etwa eine Auflöſung dazwiſchen, ſo ſind die bereits gefaßten Be⸗ 
ihlüffe zu wiederholen. Der Grund dieſer Laxbeit liegt auf der Hand, — 
und dieſe Laxheit iſt am größten da, wo die Verfaſſung am feſteſten begrün⸗ 
det iſt; die nothwendigen Ausgaben bleiben nothwendig; die gewöhnlichen 
laufen fort, und ſonſtige currente Ausgoben können als nothwendige Ueber⸗ 
ſchreitungen ohne Weiteres nachträglich genebmigt werden. 

Allein dieſer harmloſe Zuſtand ändert ſich ſofort, wenn der ſtillſchwei⸗ 
gende Conſens, welcher die Vorausſetzung der Laxheit war, nicht mehr vor⸗ 
ausgeſetzt werden kann. 

Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe hiſtoriſcher Prozeſſe als Beiſpiele zu 
dem erſten Satze der von der Commiſſion vorgeſchlagenen Reſolution anfüh⸗ 
ren. Ich will indeſſen nur an einen Fall, an den des Miniſters Pitt er⸗ 
innern: Damals erklärte bei ganz gleicher Sachlage wie hier das engliſche 
Unterhaus in ſeinem Proteſte: Es werde als ein ſchweres Verbrechen, als 
eine freche Verletzung des öffentlichen Vertrauens, als ein Bruch der Ver⸗ 
faſſung erachtet werden, wenn ein Finanz⸗ oder anderer Beamter irgend 
welche noch ſo geringfügige Summe zahle oder zahlen laſſe, die nicht zuvor 
durch Parlamentsbeſchluß feſtgeſtellt worden. (Hört! hört!) 

Wir ſprechen nur eine Verwahrung aus, daß nichts mehr ausgegeben 
werde ohne die Bewilligung des Landtags. Es iſt unſer unzweifelhaftes Recht, 
vor Beginn des Etatsjahres die Ausgaben zu beſchließen. Das bedeutet der 
Ausdruck „im Voraus“ in Art. 99 der Verf. Wir könnten ſagen, wir pro⸗ 
teſtiren; ſtatt deſſen ſprechen wir einfach von einer „Aufforderung“. Das be⸗ 
deutet, wir haben das Recht dazu. Und wir ſind unſererſeits bereit, den Etat 
noch einmal zu berathen; ob ſich der Ausführung Schwierigkeiten entgegen⸗ 
ſtellen werden, iſt eben Sache der Ausführung. Wir fordern einfach unſer 
Recht. Entſprechend unſerer Haltung in der Militärfrage können wir auch 
hier uns maßvoll faſſen; denn das kann man immer, wenn man, wie wir, 
von einem Buchſtaben zum andern verfaſſungsmäßig im Recht iſt (Bravo) 
55 5 Miniſterium ebenſo von einem Buchſtaben zum andern im Unrecht 

ravo). 

„Das Budget iſt der Grundpfeiler unſeres Verfaſſungslebens, den ein ge⸗ 
wiſſenhafter Miniſter ſorgfältig gegen alle Anfeindungen zu bewahren hat. 
Denn unſerer preußiſchen Verfaſſung fehlt nicht mehr als Alles von dem, 
was die conſtitutionelle Doctrin als Zwangsrechte des conſtitutionellen Staats 
hinſtellt: Wir haben kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, kein Steuerverwei⸗ 
gerungsrecht, nicht einmal ein Budgetverweigerungsrecht, nur einen verfaj- 
jungsmäßigen Antheil am Bud eigeleß: Das iſt ein Minimum, mit dem 
ſeder König Preußens regieren kann. Aber an dieſem Minimum darf nie 
gerüttelt werden! Das iſt von der Bedeutung, daß, wenn Sie Art. 99 weg⸗ 
ziehen, oder ſich wegreißen laſſen, wenn Sie ſich auch nur einen Schatten 
davon nehmen laſſen, das Uebrige fromme Erwartungen ſind. (Bravo.) 


In dem Verfahren der Staats⸗Regierung in der Militärreorganiſation liegt 
meines Erachtens etwas Unerhörtes, — ich ſuche vergeblich in der Geſchichte 


wieder in den Saal, gleich darauf Herr v. 


einem 
Nein zugelegt ſein müſſe, jedem an ſeiner Stelle, jedem zu ſeiner 
allen deutſchen Verfaſſungen gebührt der zweiten Kammer in dieſer Frage der 


an erſter Stelle die negative Linie ziehen ſoll. 


faſſungen, aus der engliſchen Verfaſſung und ihrer Geſchichte. 0 
„Dieſen einfachen Grundſätzen gegenüber hat vor langen Jahren der zei: 
tige Miniſterpräſident eine abweichende Theorie aufgeſtellt, an die ich nicht 
erinnern würde, wenn er nicht ſelbſt durch das Protokoll der Budgetcomm. 
daran erinnert hätte und wenn nicht heute an dieſer Stelle bereiks daran 
erinnert worden wäre. Dieſe Theorie lautet: „Wenn das Budget nicht be⸗ 
willigt wird, ſo iſt ohne Budget weiter zu regieren; wenn man mit dem 
bewilligten Budget nicht zufrieden iſt, ſo macht man ſich ſelbſt ein ſolches.“ 
enthalte mich jeder Charalteriſirung dieſer Theorie, „Der Hr. Minifter: 
präſident bat uns ferner die Fähigkeit beſtritten, mit einer Verfaſſung zu 
leben. Nun, zwei große Eigenſchaften haben wir doch für das Verfaſſungs⸗ 
leben; wir haben erſtens volles Verſtändniß der Finanzirage, und daſſelbe 
beruht auf der Gewiſſenhaftigkeit, die da weiß, was es heißt, wenn man das 
Mart des Landes verzehren läßt durch willkürliche Verousgabungen (Bravo); 
wir haben zweitens den Glauben an eine ſeſte ſittliche Rechtsordnung, die 
in letzter Linie über die Geſchicke der Völker entſcheiden muß (Bravo), und 
dieſer Glaube läßt uns nicht das Spielwerk werden in der Hand eines 
Machthabers, wie das wohl in dem Lande geſchehen kann, in dem der Herr 
Miniſterpräſident zuletzt g. weilt hat (Bravo). In uns lebt nicht blos die 
Veberzeugung, daß dieſer Glaube endlich zum Siege führen muß, wir haben 
auch Widerstandskraft zur Abwehr, wir haben auch Kraft zum Dulden, um 
endlich die Frivolltät, mit der der Verfaſſung Hohn geſprochen wird, zu 
überwinden (Stürmiſches Bravo). R 

Ein beſonnener Mann hat einft eine ernſte Mahnung ausgeſprochen; 
Stahl ſagt in dem von dem Abgeordneten für Geldern bereits citirten 
Werke: „Die Anſicht, daß das Budget nur ein Anhalt und ein Ueberſchlag, 
nicht eine dindende Norm ſei, ſo daß der Landesherr daſſelbe abweichend 
nach Belieben verwenden dürfe, ſei die einer überſtürzenden und unverſtän⸗ 
digen Reaction.“ — Wir find bisher nicht berechtigt, ein ſolches Programm 
als das der Regierung anzunehmen, wie es der erwähnten Theorie des Hrn. 
v. Bismarck entſprechen würde. Ich ſüge hinzu, ein Miniſterium, das heute 
mit dem Programm vor das Land trete, „in der Ermangelung eines Bud: 
gets regieren wir ohne Budger“, würde die Axt an die Wurzel unſerer Ver⸗ 
faſſung legen! Ein ſolches Programm — Gott ſei Dank, daß wir es nicht 
haben! — würde im Lande angeſehen werden, als das des Miniſters Po⸗ 
lignac in Preußen. (Stürmiſcher Beifall.) 

Was geſchieht im Falle einer Verwerfung des Budgets durch das Her⸗ 
renhaus? Die Frage iſt geſtellt, ich will ſie beantworten. Zunächſt aus 
einem Munde, deſſen Autorität im Herrenhauſe viel höher ſieht, als die 
meine: „das Oberhaus kann verwerfen, aber nicht amendiren; das Recht 
des Nicht⸗Beitritts iſt nur von Wirkung für vereinzelte Steuergeſetze, aber 
nicht für das Geſetz auf das ganze Jahr, weil das Oberhaus dieſes Geſetz 
nicht verwerfen kann, ohne die ganze Staatsmaſchine ftill ſtehen zu laſſen.“ 
So Stabl. Auf das Herrenhaus angewendet, halte ich dies Urtheil für zu 
ſtrenge: Ich kann mir eine Lage denken, wo das Herrenhaus von der Ueber⸗ 
bürdung des Landes fo überzeugt iſt, daß es nach gewiſſenhafter Erwägung 
das Budget verwirſt. Und dann? Nun dann, meine Herren, iſt das 
get verworfen. Da aber der Staat nicht ohne Haushaltetat leben kann, ſo 


Der zweite Theil der Reſolution enthält eine Frage viel ernſterer Art. 


aller conſtitutionellen Staaten nach etwas Aehnlichem. Es ſind in der Com⸗ 
miſſion Seitens des Herrn Miniſterpräſidenten Aeußerungen gethan, die ich 
ſehr bedaure, und ich bedaure, daß ich den Herrn Miniſterpräſidenten nicht 
perſönlich anweſend ſehe, wenn ich mich jetzt darüber ausſpreche (Herr v. Roon tritt 
in das Miniſterzimmer). Unſere Verfaſſung iſt in Betreff des Budgets auf den 
einfachen Grundſatz geſtellt, daß die Negative überwiegt. (Herr v. Roon tritt 
i Bismarck.) Und dieſer Grundſatz 
wiederum beruht auf der weiſen Erwägung, daß, um das Land vor Ueber⸗ 
bürdung zu bewahren, um die Regierung vor der Hypertrophie auf irgend 
ebiete zu ſchützen, jedem Factor der Geſetzgebung das e da, du 

eit. In 


Vortritt, weil die unmittelbar, von den Steuerzahlern gewählte Verſammlung 
1 iehen Wird eine Ausgabe durch 
diefe negirt, fo ſteht endgültig feſt, daß dieſe Ausgabe nicht Budget iſt, nicht 
Budget werden kann. Darüber iſt auch nie ein Zweifel geweſen in verfaſſungs⸗ 
mäßigen Staaten, und es ergiebt ſich vor Allem aus dem Vorbilde aller Ver⸗ 


ud⸗ | 


folgt daraus von ſelbſt die Pflicht der Regierung, ein zweites Budget vor⸗ 
zulegen, worin ſie die früher anſtößigen Punkte vermeiden, und das ange⸗ 
nommen werden wird. Und wir? Nun, wir ſind dazu da und ſind dazu 
bereit, Wir find gewählt, im Verfaſſungsleben vorzuſchreiten, event. das 
Vorhandene feſtzuhalten. Wir ſind zu Beidem bereit; wie Soldaten auf 
dem Poſten werden wir auf unſerem Poſten ſein und nicht wanken. Die 
Budgetcommiſſion wird die ſaure Arbeit noch einmal machen, und wenn das 
Herrenhaus das Budget nochmals verwirft, ſo wird die Vertretung des 
preuß. Volks es zum drittenmale berathen. 

Von einem Nothſtande iſt erſt die Rede, wenn das Etatsjahr zu Ende 
und das rechtzeitige Zuſtandekommen nach menſchlicher Berechnung nicht möge 
lich iſt. Von dem Nothſtande iſt alſo zur Zeit noch etwas voreilig geſpro⸗ 
chen. Ein Nothrecht kann aus dem Nothſtande folgen, ein Nothrecht gilt 
aber doch nur gegen den, der den Nothſtand macht, der die 133 Millionen 
verweigert, gegen die Steuerverweigerer. (Lebhaftes Bravo). Nun, dann 
iſt der Moment gekommen, den das preußiſche Volk ſeit Jahren erſehnt, dann 
iſt die Nothwendigkeit einer totalen Reform des Herrenhauſes evident nach⸗ 
gewieſen. (Lebhafter Beifall). 

Mag man nun von dem Nothſtande noch ſo übertriebene Vorſtellungen 
haben, ſo giebt es für die weitere Verausgabung der einmal für 1860 außer⸗ 
ordentlich bewilligten Millionen doch bier eine Grenze der Interpretation. 
Ein Staatsmann, der behauptet, daß einmal gleich zweimal, außerordentlich 
gleich ordentlich ſei (große Heiterkeit), der macht keine Controverſe, der ſagt 
einfach die Unwahrheit. (Sehr wahr!) Dazu kommt nun die ausdrückliche 
Verwerfung in dieſem Jahre durch dieſes Haus. Das Haus, das in erſter 
Linie berufen, die Grenzen der Ausgaben zu ziehen, hat ſie gezogen. Es 
ſteht feſt, daß die Koſten der Reorganiſation nicht Geſetz ſind und nicht Geſetz 
werden können. Es giebt keine Macht in unſerem Staate, die dem, was 
hier bewilligt iſt, auch nur einen Pfennig hinzuſetzen dürfte. Darüber 
binaus hilft keine ſtaats rechtliche Controverſe, ſondern nur das Wegſetzen 
über die Verfaſſung. — Dazu träte dann noch der verwerſende Beſchluß des 
Herrenhauſes; es handelte ſich alſo um ein Geſetz, jo nachdrücklich verwor⸗ 
fen, als ein Geſetz verworfen werden kann, und eine ſolche Staatsregierung, 
die dem entgegen es wagen würde, die Millionen aus der Staatskaſſe zu 
nehmen, die wäre damit angelangt an dem Verfaſſungsbruch, die legte die 
Art an die Wurzel des Staates. Ein ſolcher Akt unkerſcheide ſich von den 
Juli⸗Ordonnanzen nur durch die Geringfügigkeit und die Formalität des An⸗ 
laſſes. (Zuſtimmung.) 

Darum thun wir wohl zu ſagen, was das hohe Haus davon denkt. Das 
Haus iſt dazu berufen als der wichtigſte Rathgeber der Krone. Der zweite 
Theil unferer Reſolution drückt dies aus, jo ruhig, wie ein Menſch ſprechen 
kann, fo ruhig, wie wir vor dem Lande zu ſprechen haben, fo ruhig, wie 
wir vor dem Throne zu ſprechen haben. Es iſt die einfache Wahrbeit, die 
man ausſprechen muß, heute — morgen könnte es zu ſpät ſein. (Ledhafter 
Beifall. 8 

Det Redner geht nunmehr auf Beſprechung der einzelnen Amendements 
über, indem er die Motivirung, beſonders des Vinckeſchen Amendements 
anerkennt, jedoch mit der Faſſung der eigentlichen Reſolution in demſelben 
ſich nicht einverſtanden erklärt. Er wendel ſich ſodann an die Fraktion von 
Vincke und ſchließt: BEE Fir 

Wenn Ihr Amendement jedoch nicht die Majorität erlangen follte, dann 
trennen Sie ſich nicht von uns, die Sie vor 11 Jahren ſchon dieſen Kampf 
gekämpft haben. Wir faſſen die Frage gleich auf, alſo unterſchreiben Sie 
mit uns den Proteſt, der nichts weiter ausdrückt, als daß, wenn es zu jener 
beklagenswerthen Coentualität kommen ſollte, die einſtimmige Entſchließung 
vorhanden iſt, den Kampf aufzunehmen. Und dieſe entſchiedene Erklärung 
wird uns leichter den Frieden herbeiführen, als alle Bitten und halben Be⸗ 
ſchlüſſe (lebhafter Beifall). Die Miniſter verlaſſen den Saal. (Schluß folgt.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Erd. 4 Luft⸗ Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ ae Tempe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. * | ratur, Stärke. 
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Breslau, 6. Oktbr. 10 U. Ab.] 334,95 | +4,9| SO. |. Heiter. 
7. Oktbr. 6 U. Morg.] 333,66 [72,8] O. 1. Heiter. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 7. Okt. Oberpegel: 12 F. 8 3. Unterpegel: — F. 9 8. 


Berliner Börse vom 6. October 1862. 


Fonds- und Geld- Course. an * 
Freiw. Staats-Anleihe4½ 102% bz. Oberschles. B. . 72,131, 1533, bz. 
Staats-Anl. v. 1850, 52144, 99% B. dito C. . 75503 ½/173 a 172½ bz. 
dito 1864,55 A. 56 574½ 103 bz. dito Prior A...| — 4 — — 
dito 1853| 4 100% bz. dito Prior B. . — 3%] — — 
dito 1859 5 108 bz. dito Prior C.. — 971% B. 
Staats-Schuld-Sch. 1 25 3½ 91 bz. dito Prior D,.| — | 4 97½ bz. 
Präm.-Anleihe v. 1855134311281, bz. dito Prior E. — [31,185%, 6. 
Berliner Stadt-Obl. .. |4 103½ bz. dito Prior F...| — 4½ 101 ½ bz. 
[Kur. u. Neumärker 3½ 03 K. Oppeln-Tarnow; 511, bz.u.B 
©| dito dito 4 1014, br. Prinz-W. (St.-V.) 4 1591) ba.u.G 
3 Pommersche q 13% 7545 B Rheinische ...... 498 b 
Z dito neue ..... | 4 100% bz dito (St.) Pr. . — | 4 105 G. 
2 Posensche ....... 4 104% G dito Prior. — | 4 96 ©. 
dito vu 99, 8 dito III. Em...| — 41 100 bz. 
dito neue 99%, ba Rheio-Nahebahn | — 26 bz. 
Schlesische....... 131,195", be. Ruhrort-Crefeld.| 345137,190%4 be. 
2 [Kur- u. Neumärker] 4 100% tz Starg.- Posener. 4 |3 1 114½%½ ba. 
3 Pommersche 4100 bz. Thüringer ......| 6% 1271, bz. 
& |Posensehe ....... 4 |99% ba Wilhelms:Bahn.| — | 4 |60 bz. 
= 4 Preussische ...... 4 |99%, b.. dito Prior ....|—|4 93 6. 
2 | Westf. u. Rhein. . 4 |99%, B. dito UL Em. 4 — — 
3 Sächsische q 4 100 % bz dito Prior St. | — 498 a. 
Schlesische dito dito 96 G. 
Louisdor 
Holdkronen Preuss. u. ausl. Bank- Actien, 
Ausländische Fonds. 150 K. 
Oesterr. Metall . .. 5 58 ½ 4 % & ½ bz. Berl. E.-Verein..| 51 4 118 6 
dito 54r Pr.-Anl....| 4 75 bz. Berl. Hand.-Ges. 6 4 93% @. 
dito neue 100 fl.-L.| — 70 ½ bz. Berl. W.-Cred.-@.| — 6 — — 
dito Nat.-Anleihe . 5 |6S!, a ½ bz Braunschw.Bank| 4 |4 83 bz. u. G 
dito Bankn. n. Whr. ne Bremer „| 54 | 4 104% b. 
Russ.-engl. Anleihe . 5 |96 8. Coburg. CreditA | 3 | 4 80%, ba. u. G 
dito 5. Anleihe . . 5 88 ä 884, bz Darmst. Zettel-B.| 84 | 4 |10! "etw. ba 
dito poln. Sch.-Obl. 4 |85 B. Darmst. Oredb,A.ı 51 198% & 98 bzu.B 
Poln. Pfandbriefe. | 4 |— — — Dess. Creditb. A. — | 4 [3 B. 
dito III. Em. . .. .. 488% 8 Disc.-Cm.-Anthl. | 6 | 4 98½ 99,1. P. ba. G. 
Poln. Obl. & 500 Fı..) 4 |931, G Genf. Creditb. A.) — | 4 47446 4c bz u. G. 
dito & 300 Fl. 5 |94% bz Geraer Bank ...| 5½ 4 |94 etw. bz. 
dito 4 200 Fl. — 24 G. Hamb.Nord.Bank| 5 | 4 08 bz. 
Poln. Banknoten ..... | — 88%, bz „ Ver.-Bank Sfr 4 101%, @. 
Kurhess. 40 Thlr.. . — 157% B Hannov. „B 4% 499% B. 
Baden 35 Fl.. [— 131% B Leipziger „ 34 104 da. u. G. 
Luxembrg. „ 10 | 4 104 ½ ba. 
Actien- Course, Magd. Priv. „ Ads 490 . 
Div.] Z. Mein. Creditb. A. 4 96%, ba. u. G. 
1831 F. Minerva Bgwk.A.| — 5 3075 B. 
Aach.-Düsseld...| 31,131, 186% G. Oester.Creditb.A.| 7% | 5 93203144924, bz u. 
Aach.-Maästrieht 31% 4 |31'% B. Pos. Prov.-Bank | 555! 4 198%, bz. IB. 
Amst.- Rotterdam 5% 4 86 L. P. bz. Preuss. B.-Anthl. 477 4% 124% bz 
Berg.-Märkische | 6%) 4111 bz. Schl. Bank-Ver. | 6 12 98 B. 
Berlin. Anhalter 8½ 4 |144 B. Thüringer Bank | 2%| 4 159%, etw. bz. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 1107 05 Weimar. Bank.. 4 4 88 etw. bz. u. G. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 11 | 4 a 02 
Berlin-Stettiner - 17 4 [1334 B- Wechsel- Course. 
Breslan-Freihrg. 60 4 138%, B. Amsterdam 10 T. 1439, 8. 
Cöln-Mindener .. 1200 11 bz.u.G. o 2 M. 142% 6. 
Franz. St.-Eisenb.| 660 8 138% „ 198 bz Hamburg - 8 T.1151% 6. 
Ludw.-Bexbach .| 8 | 4 j139% E. dito ... 2 M. 180% 8. 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 2213 G. London . : EM. 6.21% ba. 
Magd.-Wittenbrg.] 116 4 45 B. Paris . 17 . 
Mainz.-Ludw. A. | 7 | 4 |126% ba. Wien österr. Währ. 5 T. 5 4 br. 
Mecklenburger. 274) 4 63% bz. dito 5 1 80. bz. 
Münster-Hammer| 4497 bz Augsburg 48 T. . 24 G. 
Neisse-Brieger .. | 3½ 4 85% ba Leipzig 1 1 99% G. 
Niederschles.. 4 | 4 99½ B. dito . 4 2 u. 90 % G. 
N.-Schi. Zweigb. | 1141 4 (70 5 Frankfurt a. M 2 u. 56. 26 6. 
Nordb. (Fr.-W.) | 3 [4 64% 4 ½% 4 ½ bz eee 3 W. 98% 8.3 M. 9714 6. 
dito Prior ....| — 47 — — — Warschau . . 8 T. 88% ba. 
Oberschles. A... | 7 ½ 173 4 1724, bz. Bremen anne... . 8 T. HTId “a. 


und Börſen⸗Nachrichten. 
Zproz. Rente 72, 90. Eredit⸗mobilier 


arts, 6. Oct., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. war bis auf 71, 95 her⸗ 
ni hluß » Courfe: Zproz. Rente 72, 30. 4Yproz. 
Rente 99, 25. Italieniſche 5proz. Babe —, —, 3prz, Spanier —. lprz. 
Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Altien 515.  Grevit:mobilier-Attien 
1210 Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 637. Oeſterr. Eredit⸗Aktien —. 
Paris, 6. Detbr., Nachm. 3 Ubr 10 Min. Die Borſe iſt in großer 
Aufregung. Bei Abgang dieſer Depeſche wurde die Rente zu 72, 50 gebans 
delt; italieniſche Rente 74, 45, Staatsbahn 530, Credit⸗mobilie 1253, Lom⸗ 


barden 640. 5 
ar gondon, 6. Oct., Nm 3 Uhr. Silber 61%. Conſols 93 J. Iproy 
Spanier 45%. Mexikaner 33%, Sardinier 83. Sproz. Ruſſen 94%. 
Neue Nufien 94%- 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Telegrapbiſche Courſe 
Pari, 6. Oct., Mitt. 1 Uhr, 
1265. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn 528. 


4 


U 


100. 


